
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 23.09.2024 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen: 025/610-13 

Vorlage: 025/2024/0041 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Gemeinderat Hahnheim 10.10.2024 3 Öff.    

 
    

 
Ortsgemeinde Hahnheim; Bebauungsplan "Alter Ortskern" 
A) Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
B) Beschluss über den Erlass einer Veränderungssperre gemäß §§ 14 und 16 BauGB 
 
Beschlussvorschlag: 
 
A) Der Gemeinderat beschließt die Aufstellung des Bebauungsplans „Alter Ortskern“ 
gemäß § 2 Abs. 1 BauGB. Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans 
ergibt sich aus dem in der Anlage A beigefügten Lageplan, der Bestandteil dieses 
Beschlusses ist. 

B) Der Gemeinderat beschließt den Erlass einer Veränderungssperre für den Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes „Alter Ortskern“ gemäß §§ 14 und 16 BauGB in 
der beigefügten Fassung. 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle:       

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von       € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
 
Im Auftrag  Im Auftrag     
       
       

(Starck)  (Livingston)  (Wagner)  (Groth) 
Sachbearbeiterin  Fachbereichsleiter  Beigeordnete  Bürgermeister 
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Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

Zu A) Aufstellungsbeschluss Bebauungsplan „Alter Ortskern“ 

Die Ortsgemeinden haben gemäß § 1 Abs. 3 BauGB Bauleitpläne aufzustellen, so-
bald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. 
Aufgabe der Bauleitplanung ist es, die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstü-
cke in der Gemeinde nach Maßgabe der einschlägigen Gesetze vorzubereiten und 
zu leiten. 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Alter Ortskern“ sollen die bauplanungs-
rechtlichen Voraussetzungen für den Erhalt und die (Weiter-) Entwicklung der dörfli-
chen Strukturen im alten Ortskern von Hahnheim mit einer moderaten, städtebaulich 
geordneten Nachverdichtung geschaffen werden. 

 Städtebauliche Begründung und Ziele der Planung: 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans reagiert die Ortsgemeinde auf den Struktur-
wandel des dörflich geprägten Ortskerns durch Rückgang der Landwirtschaft und 
Winzerbetriebe und des damit einhergehenden Gebäudeleerstands. Die Lage im Ein-
zugsbereich der Metropolregion Rhein-Main mit den Großstädten Frankfurt, Wiesba-
den und Mainz, das hohe Wirtschaftswachstum in dieser Region und der daraus re-
sultierende Bevölkerungszuwachs führen zu einer hohen Nachfrage nach Wohn-
raum, die sich auch in der Ortsgemeinde Hahnheim niederschlägt. Eine übermäßige 
Nachverdichtung mit dem Ortskern fremder Wohnstrukturen (Geschosswohnungs-
bau, Reihenhaus- und Mehrfamilienhäuser) erweist sich nicht nur unter Erschlie-
ßungsgesichtspunkten auf den ohnehin beengten und überlasteten öffentlichen Stra-
ßen als problematisch, sondern widerspricht darüber hinaus der städtebaulichen Ziel-
vorstellung, die charakteristische dörfliche Baustruktur im Ortskern zu erhalten. 

In den letzten Jahren haben im alten Ortskern der Gemeinde Hahnheim fortschrei-
tende bauliche Veränderungen und eine wachsende Nachverdichtung zu einer Über-
prägung der dörflichen Strukturen sowie zu einer Verringerung der innerörtlichen 
Grünflächen geführt. Auf der Grundlage der rechtskräftigen Bebauungspläne „Hahn-
heim-West“ und „Hahnheim-Ost“ ergeben sich hinsichtlich des Erscheinungsbildes 
und der Gesamtstruktur eine Vielzahl von baulichen Möglichkeiten, die zu einer maß-
geblichen Veränderung der städtebaulichen Eigenart des alten Ortskerns führen kön-
nen. Vor diesem Hintergrund sieht die Ortsgemeinde einen begründeten Handlungs-
bedarf zur Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung im alten Orts-
kern. 

Ziel der Planung ist es, die gewachsenen dörflichen Strukturen zu bewahren und für 
die ungenutzten oder leerstehenden Gebäude eine maßvolle Nachnutzung zu er-
möglichen, die unter Berücksichtigung des noch existierenden Bestandes an land-
wirtschaftlichen Betrieben, nichtstörendem Gewerbe, Gastronomie, Wohnen sowie 
öffentlichen Einrichtungen, die gemischte Nutzungsstruktur erhält und weiterentwi-
ckelt. Neben der Erhaltung der historischen Bausubstanz und der Sicherung von in-
nerörtlichen Grünflächen gilt es vor allem, künftige Neu- und Umbauten in die ge-
wachsene dörfliche Struktur alten Ortskerns einzubinden. 
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Zu B) 

Zur Sicherung der Bauleitplanung soll für den künftigen Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans „Alter Ortskern" eine Veränderungssperre nach den §§ 14 und 16 BauGB 
in der nach Anlage B beigefügten Fassung beschlossen werden. 

Hierdurch soll für den Zeitraum der Planung, vom Aufstellungsbeschluss bis zur Be-
kanntmachung des Bebauungsplans sichergestellt werden, dass die Verwirklichung 
der künftigen Planung nicht durch zwischenzeitlich genehmigte bauliche Anlagen, die 
den vorstehenden Planungsvorstellungen zuwiderlaufen, gefährdet wird. 

Die (materiellen) Voraussetzungen für den Erlass der Veränderungssperre liegen 
vor. Nach § 14 Abs. 1 BauGB gehört hierzu einerseits der vorstehend zu fassende 
Beschluss der Gemeinde über die Aufstellung des Bebauungsplans. Andererseits 
müssen bereits hinreichend konkrete gemeindliche Vorstellungen über den Inhalt des 
künftigen Bebauungsplans bestehen, wie sie im Beschluss zur Planaufstellung dar-
gelegt sind. 

Die Veränderungssperre hat zur Folge, dass im künftigen Planbereich Vorhaben im 
Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt wer-
den dürfen sowie erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von 
Grundstücken und baulichen Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, 
zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden dürfen (§ 14 
Abs. 1 BauGB). Eine Ausnahme hiervon kann im Einvernehmen mit der Gemeinde 
von der Baugenehmigungsbehörde zugelassen werden, wenn überwiegende öffentli-
che Belange nicht entgegenstehen (§ 14 Abs. 2 BauGB). 

Anlagen: 

A) Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplans „Alter Ortskern“ 

B) Satzung über den Erlass einer Veränderungssperre mit räumlichen Geltungsbe-
reich 

 
 
 
 
 
 
  
 
 


